
Das Schicksal der Pendlerpauschale

Die zwei ideologisch am heftigsten umstrittenen Rechts-
institute im Steuerrecht sind die Pendlerpauschale und das
Ehegattensplitting. Während die Auseinandersetzungen um
die Pendlerpauschale eher mit ökologischen Motiven geführt
werden, sind es beim Ehegattensplitting gesellschaftspoliti-
scheMotive. Beiden ist gemein, dass es sich um Subventionen
handeln soll. Während es um das Ehegattensplitting zurzeit
etwas ruhiger ist, rückt die Pendlerpauschale nicht nur in
den Fokus der Öffentlichkeit, sondern auch in den Blick des
Finanzministers und damit schlussendlich in den Blick der
Gesetzgebung. Was ist passiert?

Es scheint, als bekomme die Politik Angst vor ihren eige-
nen Maßnahmen. Ist sie es doch, die über Steuern und Abga-
ben den Verbrauch von Energie preislich steuert. In der
letzten Legislatur schien alles noch so einfach. Der Lieblings-
feind der Umweltschützer, die Autofahrer, können un-
bemerkt zur Kasse gebeten werden. Die allseits gepriesene
CO2-Steuer verteuert den Verbrauch. Das Feine an Ver-
brauchsteuern ist nun einmal, dass sie unmerklich erhoben
und immer gut mit schädlichem Verhalten begründet werden
können. Alles scheint perfekt, oder doch nicht?

ImMoment scheint die Erregung über die stark angestie-
genen Preise für Energie die Ampelkoalition aufzuschrecken.
Wie ist es sonst zu erklären, dass die Regierung ein Maßnah-
menpaket überlegt, um die Bundesbürger zu entlasten. In
diesem könnte auch die Pendlerpauschale vorkommen. So
äußerte sich Bundesfinanzminister Lindner: „Wenn es da eine
Einigung gebe, daran etwas zu tun, würde es am Finanzminis-
ter nicht scheitern“, so der FDP-Politiker in der Sendung
„RTL Direkt“.

Dagegen gab es natürlich sofort Kritik. Allen voran der
Bundesverband Verbraucherzentrale. Er meint „jeder Cent
mehr Pendlerpauschale würde die soziale Ungerechtigkeit
verschärfen“, sagte die Mobilitätsexpertin des VZBV, Marion
Jungbluth, dem Handelsblatt. Hohe Einkommen profitierten
überproportional. Ein Mobilitätsgeld für alle gleich wäre die
bessere Lösung. Allen Pendlern solle die gleiche Summe je
Entfernungskilometer von der Steuerschuld abgezogen wer-
den. Mag diese Regelung auch einen gewissen Charme auf-
weisen, so ist zunächst einmal festzustellen, dass die Kosten
für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte Wer-
bungskosten darstellen. Die Grundsystematik der Besteue-
rung ist nun einmal die, dass von den Einnahmen die Wer-
bungskosten abgezogen werden und das Ergebnis der Be-
steuerung ist zugrunde gelegt wird, Sonderausgaben und au-
ßergewöhnliche Belastungen ausgeblendet. Diese Systematik
wiederum folgt aus dem Prinzip der Besteuerung nach der

Leistungsfähigkeit. Ob mit diesem Prinzip ein Abzug eines
Betrages von der Steuerschuld in Einklang gebracht werden
kann, ist mehr als fraglich. Dass das Bundesverfassungsge-
richt das Prinzip durchaus verteidigt, musste schon der frü-
here Bundesfinanzminister Steinbrück erfahren. Er wollte die
FahrtenWohnung –Arbeitsstättemit der Einführung des sog.
„Werkstorprinzip“ beerdigen. Die Begründung war im We-
sentlichen, dass der Weg zur Arbeit privater Spaß sei. Jeder
könne an den Ort des Arbeitsplatzes ziehen. Keiner sei ge-
zwungen, auf dem Land zu leben. Bekanntermaßen hat das
Bundesverfassungsgericht das „Werkstorprinzip“ einkassiert.

Auch die Mär von der Subvention ist definitionsmäßig
schon falsch.Üblicherweisewerdenunter Subventionen staat-
liche Zuschüsse verstanden, die nicht an eine direkte Gegen-
leistung gebunden sind. Dies trifft auf jedwedeWerbungskos-
ten i.S.d. § 9 EStG nicht zu. Falsch ist auch, die Pendlerpau-
schale mit Autofahren gleichzusetzen. In § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 4
EStG heißt es dazu: „Aufwendungen des Arbeitnehmers für
die Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte“. Sie
istmithin fürdenWeg gewährt undnicht fürdas benutzteVer-
kehrsmittel. AuchLastenradfahrer könnendieAufwendungen
geltendmachen. Dass der Entlastungseffekt derWerbungkos-
ten bei höheren Einkommen größer ist, liegt an der Besteue-
rung nach der Leistungsfähigkeit und ist in dem proportiona-
len Steuertarif begründet. Diese Tatsache findet aber bei den
Kritikern der Pendlerpauschale nirgends Erwähnung. Die hö-
here Steuerbelastung ist selbstverständlich willkommen. Auf
die Hilfsargumente, dass es in weiten Teilen des Landes über-
haupt keine Alternative zumAuto gibt und ein funktionieren-
der ÖPNV wie in Berlin oder anderen Großstädten auf dem
Land nicht anzutreffen ist, kommt es hier überhaupt nicht an.

Diese Argumente spielen dann eine Rolle, wenn es umdie
Lenkungseffekte der Energiesteuern geht. Hier stellt sich die
Frage, ob und welche Alternativen es für die Verbraucher gibt,
demgewünschtenLenkungseffektnachzukommen.

Halten wir fest: Die Pendlerpauschale ist weder Subven-
tion noch die Begünstigung sozialer Ungleichheit, sondern
stellt lediglich Werbungkosten in einem Besteuerungssystem
dar, nicht mehr und nicht weniger. Die ideologische Aufla-
dung geht an der Sache vorbei!

Die Ampelkoalition hat die Erhöhung tatsächlich be-
schlossen.
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